
 

   

Informationen 

über die öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschusses 

 Sitzungstermin: Donnerstag, 27.07.2023 
 Sitzungsbeginn: 19:00 Uhr 
 Sitzungsende: 19:40 Uhr 
 Ort, Raum: im Sitzungssaal des Rathauses 

 
Anwesend: 

Vorsitzender: 

Frank, Simon ZFA Erster Bürgermeister  

Stellvertretender Vorsitzender: 

Andrelang, Michael CSU Zweiter Bürgermeister  

Schriftführer: 

Moosrainer, Christian   

Gremiumsmitglieder: 

Anner, Florian FWG   

Lang, Veronika BBA   

Pertl, Sebastian FWG   

Reiter, Gerhard ZFA   

Thaurer, Peter CSU   

Weimann, Edda, Prof. Dr. GRÜNE   

Stellvertretende Gremiumsmitglieder: 

Helfmeyer, Silke, Dr. FWG   

Hobelsberger, Josef FWG   

Neelsen, Wolf GRÜNE   

Vordermayer, Franz BBA   

Westenthanner, Georg CSU   

 
Abwesend: 

Gremiumsmitglieder: 

Hoesch, Simon ABL  verhindert 

Knickenberg, Gerhard ZFA  verhindert 
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Stellvertretende Gremiumsmitglieder: 

Scheck, Andreas ZFA  Als Vertretung für Herrn Knickenberg 
verhindert 
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Tagesordnung: 
 
 1.   Allgemein; 
  
 2.   Vollzug der Baugesetze;  

Antrag auf Baugenehmigung zur Errichtung eines Anbaus an die bestehende Doppelhaus-
hälfte auf dem Grundstück, Fl.-Nr. 1081/3, Gemarkung Niederaschau, Wiesengrundstraße 
32 a; 

  
 3.   Vollzug der Baugesetze; 

Antrag auf Baugenehmigung zum Abbruch des bestehenden landwirtschaftlichen Gebäu-
des mit Wohnteil und Neuerrichtung eines landwirtschaftlichen Gebäudes mit einer Be-
triebsleiterwohnung und einer Altenteilwohnung sowie einer weiteren Wohnung im Dach-
geschoss auf den Grundstücken, Fl.-Nrn. 755 und 756, Gemarkung Sachrang, Hainbach 
32; 

  
 4.   Vollzug der Baugesetze;  

Antrag auf Baugenehmigung zum Abbruch des bestehenden Nebengebäudes und Neuer-
richtung eines Garagengebäudes mit Hackschnitzelheizung und Hackschnitzellagerraum 
auf den Grundstücken, Fl.-Nrn. 756 und 761, Gemarkung Sachrang, Hainbach 32; 

  
 5.   Vollzug der Baugesetze;  

Antrag auf Vorbescheid zur Errichtung von 2 PKW-Stellplätzen mit Einfassung einer Natur-
steinmauer und Verlegung des eingetragenen Gehweges auf den Grundstücken, Fl.-Nrn. 
163, 164 und 173, Gemarkung Hohenaschau, Schlechtenberg 3; 

  
 6.   Antrag auf isolierte Befreiung zur Errichtung einer Einfriedung mit 1,4 m Höhe auf dem 

Grundstück Fl.-Nr. 607, Gemarkung Hohenaschau, Hochriesstraße 8 
  
 7.   Fragen aus den Reihen der Mitglieder; 
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Top 1 Allgemein; 

 
 
Sachverhalt: 
 
Autor: Jaqueline Ebert 
 
Erster Bürgermeister Simon Frank eröffnet um 19.00 Uhr die öffentliche Sitzung des Bau- 
und Umweltausschusses und stellt fest, dass zum heutigen Sitzungstermin gemäß Art. 
46 Abs. 2 Gemeindeordnung (GO) i. V. m. § 25 der Geschäftsordnung (GeschO) unter 
Angabe der Tagesordnung geladen ist. 
 
Verhindert und entschuldigt ist das Ausschussmitglied Herr Hoesch sowie Herr Knicken-
berg und dessen Vertreter Herr Scheck. 
 
Die Mehrheit der Mitglieder des Bau- und Umweltausschusses ist anwesend und stimm-
berechtigt. Der Bau- und Umweltausschuss ist somit beschlussfähig.  
 
 
Genehmigung einer Sitzungsniederschrift: 
 
Folgende Niederschrift ist im Ratsinformationssystem zur Einsichtnahme für die Mitglie-
der des Bau- und Umweltausschusses hinterlegt und liegt während der heutigen Sitzung 
auf: 
 
Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschusses vom 
25.05.2023. 
 
Wenn bis zum Schluss der Sitzung keine Einwendungen erhoben werden, gilt diese Nie-
derschrift als genehmigt (Art. 54 Abs. 2 GO, § 27 Abs. 2 GeschO). 
 
 
Behandlung von Bauangelegenheiten auf dem Verwaltungsweg: 
 
Seit der letzten Sitzung des Bau- und Umweltausschusses wurden auf dem Verwaltungs-
weg behandelt: 
 

 Antrag auf Freistellung im sog. Genehmigungsfreistellungsverfahren nach Art. 58 
Abs. 2 BayBO vom 30.05.2023 zum Ausbau des Dachgeschosses im Bereich der 
bestehenden Mietwohnung zu Wohnzwecken auf dem Grundstück Fl.-Nr. 30, Ge-
markung Niederaschau, Zellerhornstraße 6 (Anlage 01); 
§ 34 Abs. 1 BauGB 

 

 Antrag auf Baugenehmigung vom 27.06.2023 zum Einbau einer Wohnung im 
Dachgeschoss des ehemaligen wirtschaftlichen Gebäudes, auf dem Grundstück 
Fl.-Nr. 271, Gemarkung Hohenaschau, Brandnerweg 14 (Anlage 02) 
§ 35 Abs. 4 BauGB 
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 Antrag auf Freistellung im sog. Genehmigungsfreistellungsverfahren nach Art. 58 
Abs. 2 BayBO vom 24.05.2023 zum Neubau eines Einfamilienhauses mit Doppel-
garage und Geräteraum auf dem Grundstück Fl.-Nr. 991, Gemarkung Umraths-
hausen, Am Weiherer Feld 17 (Anlage 03); 
§ 30 Abs. 1 BauGB 

 
 
 
Sitzungsverlauf: 
 
Die Aussprache zu diesem Beratungspunkt wird wie folgt zusammengefasst: 
 
Ein vertiefender Klärungs- oder Diskussionsbedarf wird nicht angezeigt. 
 
 
Beschluss: 
 
Kein Beschluss 
Nur zur Information 
 
 
Zur Information 
Ja: -    Nein: -    Anwesend: -    Pers. beteiligt: -   
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Top 2 Vollzug der Baugesetze;  
Antrag auf Baugenehmigung zur Errichtung eines Anbaus an die beste-
hende Doppelhaushälfte auf dem Grundstück, Fl.-Nr. 1081/3, Gemarkung 
Niederaschau, Wiesengrundstraße 32 a; 

 
 
Sachverhalt: 
 
Autor: Jacqueline Ebert 
 
Der Antragsteller plant zur Wohnraumerweiterung einen Anbau an die bestehende Dop-
pelhaushälfte. Im Erdgeschoss befindet sich eine Homeoffice-Einheit mit geänderter Zu-
gangssituation, im Obergeschoss eine Wohnfläche.  
 
Der Eingabeplanung wurden folgende Maße entnommen: 
 
Grundstück:    398 m² 
Bestandsgebäude:   11 m x ca. 6,80 m 
Geplanter Anbau:   7,78 m x 5,95 m 
Wandhöhe:    5,19 m 
Firsthöhe:    6,62 m 
 
Die Nachbarbeteiligung wurde durchgeführt, die Unterschriften liegen nicht vollständig 
vor. 
 
 
Rechtliche Würdigung: 
 
Das Vorhaben befindet sich im sog. Innenbereich nach § 34 Abs. 1 BauGB. Es fügt sich 
in die Eigenart der näheren Umgebung ein, wahrt die Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse und beeinträchtigt das Ortsbild nicht. 
 
Das Vorhaben löst keine weiteren Stellplätze aus. 
 
Die Verwaltung sieht das Vorhaben insgesamt als genehmigungsfähig an. 
 
 
Sitzungsverlauf: 
 
Die Aussprache zu diesem Beratungspunkt wird wie folgt zusammengefasst: 
 
Ein vertiefender Klärungs- oder Diskussionsbedarf wird nicht angezeigt. 
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Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB wird erteilt. 
 
 
Einstimmig beschlossen 
Ja: 7    Nein: 0    Anwesend: 7    Pers. beteiligt: 0   
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Top 3 Vollzug der Baugesetze; 
Antrag auf Baugenehmigung zum Abbruch des bestehenden landwirt-
schaftlichen Gebäudes mit Wohnteil und Neuerrichtung eines landwirt-
schaftlichen Gebäudes mit einer Betriebsleiterwohnung und einer Alten-
teilwohnung sowie einer weiteren Wohnung im Dachgeschoss auf den 
Grundstücken, Fl.-Nrn. 755 und 756, Gemarkung Sachrang, Hainbach 32; 

 
 
Sachverhalt: 
 
Autor: Jacqueline Ebert 
 
Die Grundeigentümer beantragen einen „Ersatzbau“ für das mit wirtschaftlichen Mitteln 
nicht mehr instand zu setzende landwirtschaftliche Gebäude. 
 
Es wird beantragt in unmittelbarer Nähe ein landwirtschaftliches Gebäude mit einer Be-
triebsleiterwohnung, einer Altenteilwohnung sowie einer weiteren Wohnung im Dachge-
schoss zu errichten. 
 
Der abzureißende Altbestand besteht aus einem Wohnteil und einem dazu querstehen-
den landwirtschaftlich genutzten Teil mit einer Grundfläche von ca. 139 qm und 130 qm 
(gesamt ca. 269 qm). 
 
In unmittelbarer Nähe grenzt südlich der Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebau-
ungsplans „Hainbach“ an, welcher Kiesabbau zulässt. 
 
Der Eingabeplanung wurden folgende Maße entnommen: 
 
Grundstück:   2.450 qm 
Bestandsgebäude:  ca. 269 qm 
Neubau:   Wohnteil 12,70 m x 12 m; Landwirtschaft 20 m x 8,30 m (ca. 318 qm) 
Wandhöhe:   7,38 m 
Firsthöhe:   9,55 m 
 
Es werden 6 Stellplätze errichtet. 
 
Die Nachbarbeteiligung wurde durchgeführt. Die Unterschriften liegen vor. 
 
 
Rechtliche Würdigung: 
 
Bauplanungsrechtlich ist das Vorhaben nach § 35 Abs. 4 Nr. 2 BauGB zu beurteilen. Die 
dort normierten einzelnen Tatbestandsvoraussetzungen müssen erfüllt sein um ein ent-
sprechendes Ersatzbaurecht zu erhalten. 
 
Die Erschließung kann erst nach Eingabe eines Entwässerungsplans abschließend ge-
prüft werden. 
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Sitzungsverlauf: 
 
Die Aussprache zu diesem Beratungspunkt wird wie folgt zusammengefasst: 
 
Ein Ausschussmitglied fragt an, ob das Bauvorhaben negative oder einschränkende Aus-
wirkungen auf den Geltungsbereich des Bebauungsplans „Hainbach“ zur Folge haben 
kann. Die Bauverwaltung schließt das aus, weil genau solches durch das Baugenehmi-
gungsverfahren vermieden werden soll. 
Im Übrigen fanden zwischen Antragsteller und Genehmigungsbehörde Vorabstimmun-
gen statt, so dass davon auszugehen ist, dass unter anderem diese Auswirkungen erläu-
tert und geprüft worden sind. 
 
 
Beschluss: 
 
Bei Erfüllung der rechtlichen Voraussetzungen des § 35 Abs. 4 Nr. 2 BauGB sowie dem 
erbrachten Nachweis der gesicherten Erschließung wird das gemeindliche Einverneh-
men nach § 36 BauGB erteilt. 
 
 
Einstimmig beschlossen 
Ja: 7    Nein: 0    Anwesend: 7    Pers. beteiligt: 0   
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Top 4 Vollzug der Baugesetze;  
Antrag auf Baugenehmigung zum Abbruch des bestehenden Nebenge-
bäudes und Neuerrichtung eines Garagengebäudes mit Hackschnitzel-
heizung und Hackschnitzellagerraum auf den Grundstücken, Fl.-Nrn. 756 
und 761, Gemarkung Sachrang, Hainbach 32; 

 
 
Sachverhalt: 
 
Autor: Jaqueline Ebert 
 
Die Bauwerber beabsichtigen die bestehende landwirtschaftliche Gerätehütte abzurei-
ßen und an selber Stelle ein größeres Nebengebäude als Garage mit zwei Stellplätzen 
und Hackschnitzelheizung mit Lager zu errichten. 
 
Das Bestandsgebäude hat folgende Maße: 5,07 m x 15,7 m = 79,6 qm 
 
Der Neubau ist wie folgt geplant: 7 m x 16 m = 112 qm 
 
Die Nachbarbeteiligung wurde durchgeführt. Die Unterschriften liegen vor. 
 
 
Rechtliche Würdigung: 
 
Bauplanungsrechtlich ist das Vorhaben nach § 35 Abs.1 Nr. 1 BauGB zu beurteilen. Der 
Nachweis, dass dieses Vorhaben einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dient und 
nur einen untergeordneten Teil der Betriebsfläche einnimmt, ist gegenüber der Unteren 
Bauaufsichtsbehörde zu führen und nicht Bestandteil der gemeindlichen Prüfung. 
 
 
Sitzungsverlauf: 
 
Die Aussprache zu diesem Beratungspunkt wird wie folgt zusammengefasst: 
 
Ein vertiefender Klärungs- oder Diskussionsbedarf wird nicht angezeigt. 
 
 
Beschluss: 
 
Bei Erfüllung der rechtlichen Voraussetzungen des § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB wird das 
gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB erteilt. 
 
 
Einstimmig beschlossen 
Ja: 7    Nein: 0    Anwesend: 7    Pers. beteiligt: 0   
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Top 5 Vollzug der Baugesetze;  
Antrag auf Vorbescheid zur Errichtung von 2 PKW-Stellplätzen mit Ein-
fassung einer Natursteinmauer und Verlegung des eingetragenen Geh-
weges auf den Grundstücken, Fl.-Nrn. 163, 164 und 173, Gemarkung Ho-
henaschau, Schlechtenberg 3; 

 
 
Sachverhalt: 
 
Autor: Jacqueline Ebert 
 
Der Grundeigentümer beabsichtigt mit dem Vorbescheidsantrag bauplanungsrechtlich zu 
klären, ob die Errichtung von zwei PKW-Stellplätzen mit Einfassung durch eine Natur-
steinmauer und die Verlegung des eingetragenen Gehweges zulässig ist. 
 
 
Rechtliche Würdigung: 
 
Aufgrund der Lage des geplanten Bauvorhabens lässt sich seitens der Hochbauverwal-
tung die bauplanungsrechtliche Zuordnung nach § 35 BauGB (sog. Außenbereich) vor-
nehmen. Die geplante Maßnahme ist somit als „sonstiges Vorhaben“ nach § 35 Abs. 2 
BauGB zu beurteilen. 
 
Laut Eintragungsverfügung vom 07.12.1981 ist der zu verlegende Fußgänger-Weg öf-
fentlich gewidmet. 
 
Im Bereich der geplanten Stellplätze verläuft ein Hausanschluss und eine Hauptleitung. 
(siehe Stellungnahme Wassermeister) 
 
Eine geänderte Wegeführung ist nach Ansicht der Verwaltung, sowohl für den Grund-
stückseigentümer wie auch für den Fußverkehr, als positiv zu bewerten. 
 
Der Antragsteller wird darauf hingewiesen mit der unteren Naturschutzbehörde Kontakt 
bezüglich seiner Planungen aufzunehmen. 
 
 
Sitzungsverlauf: 
 
Die Aussprache zu diesem Beratungspunkt wird wie folgt zusammengefasst: 
 
Ein vertiefender Klärungs- oder Diskussionsbedarf wird nicht angezeigt. 
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Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB wird erteilt. 
 
Die Eintragungsverfügung ist entsprechend zu berichtigen.  
 
 
Einstimmig beschlossen 
Ja: 7    Nein: 0    Anwesend: 7    Pers. beteiligt: 0   
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Top 6 Antrag auf isolierte Befreiung zur Errichtung einer Einfriedung mit 1,4 m 
Höhe auf dem Grundstück Fl.-Nr. 607, Gemarkung Hohenaschau, Hoch-
riesstraße 8 

 
 
Sachverhalt: 
 
Autor: Christian Moosrainer 
 
Die Antragstellerin plant die straßenseitige Einfriedung ihres Grundstücks mit einem 1,4 
m hohen Stabmattenzaun. Ein Hund wird als Grund für die beantragte Höhe angegeben. 
 
 
Rechtliche Würdigung: 
 
Das Vorhaben befindet sich im Geltungsbereich des seit 1967 rechtskräftigen Bebau-
ungsplans „Hohenaschau Nord-West“, der unter C) Weitere Festsetzungen in Punkt 11 
unter anderem folgende Textpassage enthält: 
 
„Die genehmigungspflichtigen Einfriedungen längs der Straße sind 1,10 m hoch auszu-
führen. Sie sind als gekreuzte oder senkrechte Holzzäune mit verdeckten Pfosten ohne 
Sockel zu errichten. Als Farbanstrich ist ein Schutzmittel ohne deckenden Farbzusatz zu 
wählen.“ 
 
Fraglich ist nun, ob die beantragte Befreiung  
 

a) aufgrund der Präzedenzfallwirkung (gestalterischer Aspekt) und 
 

b) der Bedenken wegen der Sichtbeziehungen bei der Verkehrswegeführung im Kur-
ven und Einmündungsbereich (sicherheitstechnischer Aspekt) 
 

erteilt werden soll. 
 
zu a) 
 
Grundsätzlich ist unter dem Begriff Einfriedung vom Maschendraht- oder Stabmatten-
zaun bis zum Staketenzaun, Blockbohlenholzwand, Gabionenmauerwerk oder Beton-
wand alles zu verstehen. Gestalterisch lässt sich hier kaum Einfluss nehmen. Dies betrifft 
vor allem den sogenannten unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB. Hier richtet sich 
die Zulässigkeit von verfahrensfreien(!) Vorhaben nach Art. 57 Abs. 1 Nr. 7 BayBO, der 
bei Mauern, Stützmauern, Einfriedungen, Sichtschutzzäunen und Terrassentrennwän-
den eine Höhe von 2 m vorsieht. 
 
Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans nach § 30 BauGB hat die Gemeinde über die 
zeichnerischen oder textlichen Festsetzungen die Möglichkeit, ihre Planungsvorstellun-
gen rechtskräftig festzusetzen. Dies wurde über die einzelnen Bebauungspläne der letz-
ten Jahrzehnte in unterschiedlicher Form wahrgenommen. Für Bürgerinnen und Bürger 
mag es daher oftmals unverständlich sein, warum der eine dieses oder jenes darf und 
der andere mitunter nicht. 
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Bei der Neuaufstellung von zukünftigen Bebauungsplänen wäre es aus der Sicht der 
Hochbauverwaltung wünschenswert, Einfriedungen auf eine einheitliche Höhe, Gestal-
tung, Freihaltung von Sichtdreiecken oder dergleichen festzulegen. Dies würde im Inte-
resse eines straßenseitig wahrnehmbaren Ortsbilds als Begrenzung des öffentlichen 
Raums nur die Einfriedungen zum öffentlichen Grund betreffen. Ansonsten gälte Art. 57 
Abs. 1 Nr. 7 BayBO. 
 

Sollte ein Überblick über die bestehenden Festsetzungen bezüglich der Einfriedungen 

in den bisherigen Bebauungsplänen als hilfreich erachtet werden, wäre das von der 

Bauverwaltung zusammenzutragen. 

zu b) 
 
Eine Befreiung bezüglich Einfriedungen, welche in der Vergangenheit erteilt wurde, be-
zieht sich auf ein Grundstück im weiteren Verlauf der Hochriesstraße bei der Hausnum-
mer 27. Hier kann man aufgrund des Bildvergleichs (siehe Anlage) aus dem Jahr 2010 
zu 2023 erkennen, wie sich eine derartige Befreiung auf das Erscheinungsbild des öffent-
lichen Raums auswirken kann. Es handelt sich hier um ein für den KFZ-Verkehr gesperr-
tes Teilstück parallel zur Zinnkopfstraße. Somit mag die Situation mit dem Antragsgrund-
stück nicht unmittelbar vergleichbar sein. Ob es beim Antragsgrundstück zu Sichtein-
schränkung aufgrund der Einmündungs- und Kurvensituation der in diesem Bereich ver-
schwenkten, öffentlichen Verkehrsflächen untereinander gibt, ist zu prüfen. 
 
Diejenigen Festsetzungen, auf die sich die Ausschussmitglieder bei Neuaufstellungen 
einigten, könnten die Richtschnur für die Bauverwaltung bei zukünftigen Befreiungen von 
bestehenden Bebauungsplänen sein. 
 
 
Sitzungsverlauf: 
 
Die Aussprache zu diesem Beratungspunkt wird wie folgt zusammengefasst: 
 
Ein Ausschussmitglied macht darauf aufmerksam, dass aus dem Parkverhalten auf dem 
Grundstück, als auch um das Grundstück herum, immer wieder erhöhter Stellplatzbedarf 
erkennbar ist. Die Bauverwaltung stellt fest, dass in den Baugenehmigungsunterlagen 
lediglich zwei Garagenstellplätze dargestellt sind. Seitens der Baugenehmigungsbehörde 
wurden in der Vergangenheit weder über Roteintragungen in den Plänen mehr KFZ-Stell-
plätze gefordert, noch über textliche Auflagen in den Bescheiden. Gleichzeitig ist fest-
stellbar, dass anscheinend eine Genehmigungslücke zwischen dem offensichtlichen 
Baubestand aus der digitalen Flurkarte und den im Archiv vorhandenen Baugenehmigun-
gen vorhanden ist. Ob sich der erhöhte Stellplatzbedarf aus dieser Lücke heraus entwi-
ckelt, ist für die Hochbauverwaltung derzeit nicht erkennbar und im Rahmen einer Bau-
kontrolle zu eruieren. 
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Mehrere Ausschussmitglieder empfinden die höheren Einfriedungen als dem Ortsbild 
nicht zuträglich. Man sei froh, in diesem Fall über den Geltungsbereich eines Bebauungs-
plans nach § 30 BauGB, Festsetzungen zu haben, welche die Höhe von Einfriedungen 
begrenzt. Dies ist andernfalls im sog. unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB bis zu 
2 m Höhe nicht der Fall, da bestimmte Einfriedungen verfahrensfrei nach Art. 57 Abs. 1 
N. 7 BayBO zulässig sind. 
 
 
Beschluss: 
 
Der beantragten Erhöhung der Einfriedung von 1,1 auf 1,4 m sowie der beantragten 
Machart als Stabmattenzaun wird (als Präzedenzfall) NICHT zugestimmt. 
 
 
Einstimmig beschlossen 
Ja: 7    Nein: 0    Anwesend: 7    Pers. beteiligt: 0   
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Top 7 Fragen aus den Reihen der Mitglieder; 

 
 
Sachverhalt: 
 
Autor: Kein Autor 
 
Kein Sachverhalt 
 
 
Sitzungsverlauf: 
 
Die Aussprache zu diesem Beratungspunkt wird wie folgt zusammengefasst: 
 

1. Ein Ausschussmitglied bemerkt, dass die Parksituation an der Bahnhofstraße 24, 
ehem. „Schreibwaren Pfingstl“ aufgrund der Baustellentätigkeit zunehmend ein 
Problem für den fließenden Verkehr darstellt. Die Verwaltung sieht ebenso die 
Verkehrsproblematik vor dem Anwesen. Gleichzeitig ist eine Lösung derzeit nicht 
leicht erkennbar. Mitunter haben die Behinderungen im besten Fall sogar einen 
verkehrsberuhigenden Einfluss an dieser stark frequentierten Stelle. Ein anderer 
Aspekt ist, dass ein großer Teil des öffentlichen Gehwegs in dem Bereich tatsäch-
lich Privatgrund ist und Baustellenmaterial „auf dem Gehweg“ in der Realität auf 
Privatgrund gelagert wird. 

 
2. Ein Ausschussmitglied merkt an, dass das Gehwegpflaster vor der Bäckerei in der 

Kampenwandstraße 4 einen mangelhaften Eindruck macht. Bevor dies unfallträch-
tig werde, sollte es überprüft werden. 

 
3. Ein Ausschussmitglied plädiert für die städteplanerische Überarbeitung des Be-

reichs Ampelkreuzung mit Kriegerdenkmal, aber auch dem weiteren Verlauf in die 
beengten Verhältnisse der Schulstraße hinein. Die Möglichkeit einer erforderlichen 
Einbahnstraßenregelung wird für diesen Bereich angesprochen. Die unmittelbare 
Anfahrbarkeit des Geschäfts bis direkt vor die Ladentüre muss und soll nicht das 
erklärte Ziel der Ortsplanung sein. Der zentrale Parkplatz bei der Priental-Passage 
sei durchaus eine Möglichkeit, seine Erledigungen fußläufig im näheren Umkreis 
bewerkstelligen zu können. 
 

4. Ein Ausschussmitglied plädiert im Ampelbereich der Schulstraße für die Schaffung 
eines Ortskerns, der mehr begeh-, als befahrbar sei. Dies sollte durchaus städte-
planerisch untersucht werden. 

 
 
Zur Information 
Ja: -    Nein: -    Anwesend: -    Pers. beteiligt: -   
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Aschau i.Chiemgau, 31.07.23 
 
 
 
 
Simon Frank, Erster Bürgermeister Moosrainer, Schriftführer/in 

 
 


